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Erfahrungen aus der Praxis
Geltendmachung
der arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit 
für rechtswidrige Lohnfestlegungen

Deis Arbeitsrecht hat gemäß § 2 Abs. 3 AGB zur konsequenten 
Verwirklichung des Leistungsprinzips als einer wichtigen 
Triebkraft der gesellschaftlichen Entwicklung beizutragen. 
Dazu gehört sowohl die genaue und pünktliche Erfüllung der 
durch Arbeitsleistung erworbenen Ansprüche der Werktäti­
gen als auch die strikte Einhaltung der Gesetzlichkeit, also 
die Verhinderung von Zahlungen, denen keine entsprechende 
Leistung gegenübersteht. Neben den umfassenden Regelun­
gen zur leistungsgerechten Entlohnung im 5. Kapitel enthält 
das AGB deshalb auch solche, die der Wiederherstellung der 
Gesetzlichkeit dienen, wenn verbindliche normative Maßstäbe 
der Entlohnung verletzt wurden.

Der Betrieb ist nach §§ 42, 43 AGB verpflichtet, vor Ab­
schluß des Arbeitsvertrags den Werktätigen u. a. über die 
für die vorgesehene Arbeitsaufgabe zutreffende Lohn- oder 
Gehaltsgruppe und die Lohnform zu informieren. Diese An­
gaben sind aber nicht Gegenstand der Vereinbarung. In die 
schriftliche Ausfertigung des Vertrags ist zur Information die 
zutreffende Lohn- und Gehaltsgruppe aufzunehmen.

Auf die Durchsetzung des Leistungsprinzips und die Ein­
haltung der Gesetzlichkeit nehmen auch die Gewerkschaften 
aktiv Einfluß. Die Vertreter der betrieblichen Gewerkschafts­
leitungen bzw. Vertrauensleute, die an den Einstellungsge­
sprächen oder an der Vorbereitung des Arbeitsvertrage teil- 
nehmen (§§22 Abs. 2 Buchst, k, 43 Abs. 2 AGB), wirken des­
halb auch darauf hin, daß die Arbeits- und Lohnbedingungen 
der vorgesehenen Tätigkeit erläutert werden und keine 
Lohn- und Gehaltszusagen ohne gesetzliche Grundlage ge­
macht werden. Die Realisierung dieser ausdrücklich in der 
entsprechenden gewerkschaftlichen Ordnung1 enthaltenen 
Aufgabe muß fester Bestandteil der gewerkschaftlichen 
Rechtsarbeit in allen Betrieben sein.

Mitunter machen jedoch leitende Mitarbeiter bei der Be­
gründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses aus unterschied­
lichen, meist durch vorgebliche betriebliche Interessen be­
gründeten Motiven gelegentlich Lohnzusagen, die von den nor­
mativen Regelungen abweichen. Sofern solche Zusagen beim 
A b s c h l u ß  des Arbeits Vertrags erfolgen, ist es notwendig, 
den Werktätigen, der die in dieser Phase gegebene Informa­
tion noch nicht prüfen kann, vor den Folgen der rechtswidri­
gen Handlung des Betriebes ziu schützen. Deshalb regelt § 44 
Abs. 2 AGB die Rechtsfolgen der verbindlichen Zusage einer 
zu hohen Lohn- bzw. Gehaltsgruppe beim Abschluß des Ar­
beitsvertrags. Die bei einem Informationsgespräch in Vorbe­
reitung des Arbeitsvertrags oder beim Abschluß eines Ände­
rungsvertrags in Aussicht gestellte Zusage eines höheren Ge­
halts stellt keinen Fall des § 44 Abs. 2 AGB dar.2

Akzeptiert ein Werktätiger, dem beim Abschluß des Ar­
beitsvertrags eine höhere als die rechtlich zulässige Lohn­
oder Gehaltsgruppe zugesagt wurde, die Übernahme einer 
zumutbaren anderen Arbeit, die der zugesagten Lohn- oder 
Gehaltsgruppe entspricht, hat er gemäß § 44 Abs. 1 AGB An­
spruch auf den Lohn entsprechend der Lohn- oder Gehalts­
gruppe der vereinbarten Arbeitsaufgabe (§ 102 Abs. 1 AGB). 
Bis zur Aufnahme dieser Tätigkeit, also vorübergehend, hat 
er Anspruch auf die Zahlung der Differenz zwischen der zu-: 
treffenden und der rechtswidrig zugesagten Entlohnung 
(§44 Abs. 2 AGB). Diese Vorschrift erfaßt Zusagen einer hö­
heren als der rechtlich zulässigen Lohn- oder Gehaltsgruppe, 
nicht jedoch Versprechen, die die Gewährung eines Lohnes 
oder Gehalts innerhalb der Von-bis-Spanne der zutreffenden 
Gruppe betreffen, also lediglich eine über das Anfangsge­
halt der Von-bis-Spanne hinausgehende Entlohnung inner­
halb der Bis-Spanne festlegen.1 2 3 In einem solchen Fall besteht 
kein Anspruch auf die Differenz, denn es liegt kein Fall des 
§ 44 Abs. 2 AGB vor.

Da der Betrieb beim Vorliegen eines Anspruchs des Werk­
tätigen aus § 44 Abs. 2 AGB höhere Aufwendungen hat, als 
sie der Leistung des Werktätigen entsprechen, muß der dar­
aus entstehende Schaden abgewendet werden. Deshalb sieht 
§ 44 Abs. 3 AGB zugleich vor, Betriebsleiter und leitende 
Mitarbeiter nach den Bestimmungen der §§ 260 ff. AGB ma­
teriell verantwortlich zu machen. Da das AGB außer in den 
Bestimmungen über die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit

des Werktätigen an keiner anderen Stelle so konkret4 auf die 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit Bezug 
nimmt, entsteht die Frage nach dem Verhältnis von § 44 
Abs. 3 AGB zum 13. Kapitel des AGB. 'Schreibt § 44 Abs. 3 
AGB absolut zwingend die Anwendung der materiellen Ver­
antwortlichkeit für jede rechtswidrige Lohnfestlegung beim 
Abschluß des Arbeitsvertrags vor?

§ 44 Abs. 3 AGB ist darauf gerichtet, angemessene arbeits­
rechtliche Mittel, einschließlich der Verantwortlichkeit anzü- 
wenden, um die Betriebsleiter bzw. die zum Abschluß von 
Arbeitsverträgen befugten leitenden Mitarbeiter dazu zu ver­
anlassen, ein verantwortungsbewußtes Verhalten zum Lei­
stungsprinzip und zur Gesetzlichkeit zu entwickeln und aus­
zuprägen sowie gesellschaftlich nicht zu billigenden Arbeits­
kräftebewegungen entgegenzutreten. Damit soll von Anfang 
an darauf hingewirkt werden, daß beim Abschluß und bei 
der Ausgestaltung von Arbeitsverträgen Disziplin bei der 
Durchsetzung der staatlichen Lohnpolitik gewahrt wird und 
die Betriebe konsequent zur Verwirklichung des Leistungs­
prinzips beitragen sowie die sozialistische Gesetzlichkeit ein- 
halten.

Insofern hebt sich § 44 Abs. 3 AGB von anderen Bestim­
mungen arbeitsrechtlicher Verantwortlichkeit ab.

§ 44 Abs. 3 AGB ist u. E. lex specialis bezüglich der Geltend­
machung der materiellen Verantwortlichkeit für rechtswidrige 
Lohnzusagen beim Abschluß des Arbeitsvertrags, indem er 
die Geltendmachung zur P f l i c h t  macht, nicht aber die 
M ö g l i c h k e i t  einräumt, nach Prüfung der Gesamtheit 
aller Umstände (§ 253 AGB) von der Geltendmachung abzuse­
hen. Damit besteht kein Spielraum für subjektives Ermessen 
darüber, ob die materielle Verantwortlichkeit Anwendung 
finden soll oder nicht.5 Mit der Formulierung, daß die betref­
fenden Mitarbeiter des Betriebes „materiell verantwortlich zu 
machen sind“, wird verbindlich die Durchsetzung der materi­
ellen Verantwortlichkeit für diesen Fall der Minderung des 
dem Betrieb anvertrauten sozialistischen Eigentums geregelt. 
Zugleich wird auf die erzieherische Einwirkung derjenigen 
abgezielt, die durch ihre schuldhafte Arbeitspflichtverletzung 
dem Betrieb schuldhaft Schaden zufügten.

Das heißt: bei ungesetzlichen Lohnzusagen wird kraft Ge­
setzes die Anwendung der materiellen Verantwortlichkeit als 
das gebotene Maß der erzieherischen Notwendigkeit und als 
zweckmäßigste Maßnahme angesehen. § 44 Abs. 3 AGB stellt 
den konkreten Fall des § 253 AGB dar, daß die Gesamtheit 
aller Umstände zwingend die Geltendmachung der materiel­
len Verantwortlichkeit als unabwendbare gesellschaftliche 
Reaktion verlangt.

Dennoch ist dabei zu bedenken, daß § 253 AGB Doppelcha­
rakter trägt, zwei voneinander abhängige und stets im Zu­
sammenhang zu prüfende Seiten zum Gegenstand hat: Zum 
einen begründet er verbindlich, in welchen Fällen die materi­
elle Verantwortlichkeit geltend zu machen ist, und zum an­
deren enthält er Differenzierungskriterien für die Höhe des 
zu leistenden Schadenersatzbetrages, sofern der Schaden 
fahrlässig herbeigeführt wurde. Bei rechtswidriger Zusage 
einer zu hohen Lohn- bzw. Gehaltsgruppe dürfte das selten 
praktisch werden, ist aber nicht absolut ausgeschlossen, wenn
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